
FDP Rödermark

DIE FDP FORDERT. FINANZIELLE BELASTUNGEN
FÜR BÜRGER, GEWERBETREIBENDE UND
VEREINE MÜSSEN SPÜRBAR REDUZIERT
WERDEN!
07.04.2020

FDP fordert die Stadt Rödermark auf, die finanziellen Belastungen für Bürger, 

Gewerbetreibende und Vereine spürbar zu reduzieren!

Die aktuelle „Corona-Krise“ hat leider auch Rödermark fest im Griff; viele Bürger-/innen,

Kleinunternehmen und Vereine wissen aufgrund der aktuellen Corona-Krise nicht, wie sie

die kommenden Monate überhaupt und ganz besonders in finanzieller Hinsicht

überstehen werden/können/sollen. In einem Antrag fordert die FDP-Fraktion daher, dass

neben den bereits beschlossenen Hilfen durch Bund und Land auch die Stadt Rödermark

weitreichende, temporäre, Maßnahmen beschließen soll, um den Betroffenen

Rödermärker/-innen in der aktuellen Corona-Krise finanziell die Hand zu reichen.

„Der gerade erst beschlossene Haushalt der Stadt für 2020/2021 ist schon heute das

Papier nicht (mehr) wert, auf dem er gedruckt wurde. Diesen Fakt kann man den

Verantwortlichen nur teilweise anlasten, denn zum Zeitpunkt der verwaltungsinternen

Haushaltsplanung war Corona nur eine hippe mexikanische Biermarke“, begründet FDP-

Fraktionsvize Dr. Rüdiger Werner den Antrag seiner Fraktion. „Wie keine andere Fraktion

setzt sich die FDP seit Jahren für solide Finanzen und gegen eine ausufernde öffentliche

Verschuldung zu Lasten der kommenden Generationen ein. In dieser absoluten

Notsituation ist es aus Sicht der FDP jedoch angezeigt, dass die Stadt höhere Schulden in

Kauf nimmt, anstatt dass ortsansässige Firmen und damit Arbeitsplätze langfristig

verloren gehen oder Vereine aufgrund von Insolvenz gänzlich von der kommunalen

Bildfläche verschwinden.“
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Auch wenn zum Zeitpunkt der verwaltungsinternen Haushaltsaufstellung die aktuelle

„Corona-Krise“ noch nicht absehbar war, kritisiert die FDP sehr deutlich, dass der

Doppelhaushalt 2020/2021 sodann in einer gespenstischen „Krisen-“Sitzung der

Stadtverordnetenversammlung trotz der bekannten Corona-Gesundheitsrisiken

durchgeprügelt wurde. Es war klar absehbar, dass die in der Kulturhalle von CDU und

AL/Grüne im Alleingang beschlossenen Haushaltszahlen für 2020 und 2021 angesichts

derzu diesem Zeitpunkt klaren „Corona-Krise“ sowie deren finanziellen Folgen und

Auswirkungen reine und im Ergebnis völlig und damit nur noch unnötige Makulatur waren.

„Der Magistrat hat mittlerweile bereits einige richtige Schritte, z.B. im Einvernehmen mit

allen anderen Kommunen im Kreis Offenbach die Aussetzung der KiTa-Gebühren für

April, unternommen“, ergänzt FDP-Fraktionsvorsitzender Tobias Kruger, „diese

Akutmaßnahmen müssen aber aus Sicht der FDP noch und klar erweitert werden. Dies

betrifft besonders die Einführung der beschlossenen Grundsteuererhöhung. Auch wenn

es ein weiteres großes Loch in den Haushalt reißen wird bzw. würde: Die FDP Fraktion

Rödermark fordert die Stadt Rödermark auf, die Einführung der höheren Steuersätze

sowie der neuen Steuernmindestens (erstmal) bis zum 01. August zu verschieben und die

Bürger/-innen und Unternehmen in diesen schwersten „Corona“-Monaten nicht noch

zusätzlich finanziell zubelasten. Für die FDP ist auch wichtig, dass die bei

Steuerstundungen für Unternehmen bisher üblichen, sehr hohen Zinszahlungen in dieser

Situation nicht mehr erhoben werden und dass auch für die Grundsteuer B großzügige

Stundungsregelungen im Sinne der Rödermärker Bürger/-innen getroffen werden, die

über das bisherige Maß spürbar hinausgehen.“

FDP-Fraktionsmitglied Valeska Donners schließt den Forderungskatalog der FDP ab: „Es

ist ein Unterschied, ob der Magistrat sich der Empfehlung des Kreises anschließt und den

Eltern die Betreuungsgebühren für April erlässt, oder ob glasklar beschlossen wird:

solange Einrichtungen oder Gebäude der Stadt „Corona“-bedingt nicht genutzt werden

können, müssen die Betroffenen keine Gebühren oder Mieten dafür an die Stadt zahlen.

Dies sollte für Betreuungseinrichtungen genauso gelten, wie für Sporthallen und

Übungsräume sowie für die Musikschule.“

„Es wäre in diesem Fall, wo auch die Zeit eine entscheidende (finanzielle) Rolle spielt,

sehr zu begrüßen“, schließt Fraktionsvorsitzender Tobias Kruger das Statement der FDP

ab, „wenn der entsprechende Antrag der Liberalen gar nicht erst in die parlamentarische

Beratungsphase kommen müsste, sondern der Magistrat nach und nach die Richtigkeit
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der Forderungen der FDP anerkennt und diese daher von sich aus beschließt und

umsetzt – zum Wohle (in den aktuell schweren Zeiten) der Bürger/-innen Rödermarks“.
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